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es ist ein hochkomplexes Thema, und es ist ungeheuer
schwer, es so zu kommunizieren, dass das, was richtig
und notwendig ist, von den Menschen draußen verstan-
den wird. Aber wir sollten uns dieser Aufgabe stellen
und versuchen, klarzumachen, was wir tun. 

In diesen Tagen ist doch auf der Finanzmarktkonfe-
renz, die Mitte dieser Woche im Bundesfinanzministe-
rium in Vorbereitung auf den G-20-Gipfel im Juni statt-
fand, deutlich geworden, dass die Bundesregierung an
dieser Stelle das Thema inhaltlich nach vorne treiben
will. Durch die Verabschiedung der AIFM-Richtlinie,
nach der jetzt auch Hedgefonds in Europa beaufsichtigt
werden, ist deutlich geworden, dass Deutschland die
Entwicklung vorantreibt. 

Wir sollten allerdings beachten, dass nicht alle die-
selbe Sichtweise auf diese Themen haben. Hier erinnere
ich zum Beispiel an die Stellungnahme des kanadischen
Vertreters auf der Konferenz im Bundesfinanzministe-
rium, die gezeigt hat, dass Kanada eine ganz andere
Sichtweise hat. Es löst doch nicht unsere Probleme,
wenn wir als Besserwisser auftreten, sondern wir müs-
sen versuchen, mit Argumenten zu überzeugen und klar-
zumachen, dass wir in Europa und weltweit eine bessere
Regulierung brauchen. Dafür müssen wir entsprechend
streiten.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Jörg van Essen [FDP])

Wenn unsere Freunde von der Sozialdemokratie im-
mer darauf hinweisen, 

(Zurufe von der SPD: Oh! – Joachim Poß 
[SPD]: Das ist gefährlich!)

wie wichtig es ist, zu entsprechenden Steuern und besse-
ren Regulierungen zu kommen, dann mache ich darauf
aufmerksam, dass es die Labour-Regierung in Großbri-
tannien und auch die sozialistische Regierung in Spanien
waren, die am stärksten die Umsetzung dieser Maßnah-
men behindert haben. Sprechen Sie also nicht mit uns!
Wir sind doch nicht das Hindernis! Wir wollen die Dinge
beschleunigen. Sprechen Sie mit Ihren eigenen Partei-
freunden in der Sozialistischen Internationale, damit die
Regulierung der Finanzmärkte endlich vorangeht.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP – 
Sören Bartol [SPD]: Abenteuerlich!)

Liebe Freunde, zum Abschluss rufe ich Sie dazu auf:
Bedenken Sie Ihre Verantwortung für den Euro und für
die Menschen in Deutschland. Stimmen Sie deshalb die-
sem Nothilfepaket zu, damit die Möglichkeit besteht,
strukturelle Maßnahmen, Stärkung des Euro-Vertrages,
bessere Finanzmarktregulierung und Maßnahmen für
eine bessere Wirtschaftskraft in der Euro-Zone durchzu-
setzen.

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Die nächste Rednerin ist die Kollegin Nicolette
Kressl für die SPD-Fraktion.

(Beifall bei der SPD)

Nicolette Kressl (SPD): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und

Kollegen! Ausdrücklich begrüße ich auch den Minister-
präsidenten von Rheinland-Pfalz. Wir finden es gut, dass
er dieses Thema für so wichtig hält, hier anwesend zu
sein. 

(Beifall bei der SPD – Zurufe von der CDU/
CSU)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ja, es ist notwendig,
eine Brandmauer gegen einen bewusst gewollten oder in
Kauf genommenen Zusammenbruch der Euro-Zone auf-
zustellen. Und es ist richtig, diese oder ähnliche Instru-
mente dafür zu beschließen. Es ist richtig, durch die Be-
reitstellung von Krediten allen, die gegen Europa
spekulieren, deutlich zu machen: Wir werden uns ent-
schieden wehren. Aber: Allein dieses dürre Skelett einer
Kreditermächtigung, allein dieses technokratische In-
strument ist eben nicht im Geringsten ausreichend, um
das Vertrauen der Menschen in Europa zu sichern. Auch
darum muss es heute gehen.

(Beifall bei der SPD)

Sie sind in der Verantwortung, liebe Kolleginnen und
Kollegen von den Regierungsfraktionen und in der Re-
gierung, den Menschen ein Gesamtkonzept vorzulegen,
in dem klare Führung deutlich wird. Es braucht Initiati-
ven, die sicherstellen, dass die Menschen und nicht die
Märkte in Europa Vorrang haben.

(Beifall bei der SPD)

Dass Sie dies immer wieder betonen, hilft uns allen
nicht, weil Sie es nicht mit entsprechenden Taten unter-
legen. Als die Kanzlerin in der letzten Debatte zu diesem
Thema am Mittwoch gesagt hat, wir müssten den Worten
endlich auch Taten folgen lassen, mussten Sie, die bei-
den Regierungsfraktionen, zum Applaus aufgefordert
werden. Das ist typisch für die Debatte, wie sie im Mo-
ment läuft.

(Beifall bei der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Europa braucht
doch beides: Europa braucht ein aktuelles Krisenpaket,
aber eben auch eine gradlinige, klar erkennbare Ent-
schlossenheit, alles dafür zu tun, dass die Länder der
Euro-Zone nicht Gefahr laufen, von einer Krise in die
andere zu schlingern. Das ist die Sorge, die wir hören,
wenn wir mit den Menschen reden. Bei diesem zweiten
Teil des Konzepts für den von Ihnen so oft zitierten Vor-
rang der Politik vor den Märkten versagen Sie völlig.
Heute liegt kein Gesamtkonzept vor. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Ich will Ihnen einmal deutlich machen, warum Sie die
Grundlagen für Vertrauen in Ihre Politik in den letzten
Tagen und Wochen fahrlässig verspielt haben. Fataler-
weise haben Sie das Vertrauen gleichzeitig bei den euro-
päischen Partnern, bei den Bürgerinnen und Bürgern und
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hier im Parlament verspielt. In wenigen Tagen haben Sie
in dem Bereich alles kaputt gemacht. 

(Beifall bei der SPD)

Die Regierung, vor allem die Bundeskanzlerin, hat es
nicht vermocht, von Anfang an mit ruhiger, klarer Ent-
schiedenheit zu sagen: Ja, wir wollen diesen Nothilfe-
plan, aber wir setzen uns auch mit aller Kraft dafür ein,
die Kosten nicht allein den Bürgern aufzubürden. Am
Anfang wollten Sie die Verursacher – in der Hoffnung,
dass niemand merkt, dass es nur Symbolpolitik ist – mit
einer Alibi-Bankenabgabe beruhigen. Das hat Ihnen nie-
mand geglaubt. 

(Beifall bei der SPD)

Dann haben Sie – das war die Krönung – diesen lä-
cherlichen freiwilligen Beitrag der Banken als den gro-
ßen Durchbruch gefeiert. Auch das hat Ihnen niemand
geglaubt. 

(Beifall bei der SPD)

Ich will Ihnen sagen: Wir Sozialdemokraten wollen,
dass auf jedes spekulative Geschäft eine Steuer erhoben
wird, nämlich die Finanztransaktionsteuer. Dazu hät-
ten Sie sich von Anfang an klar bekennen können. 

(Beifall bei der SPD – Norbert Barthle [CDU/
CSU]: Ihr Junktim ist unverantwortlich!)

Stattdessen haben Sie Ihre Kraft damit vergeudet, hier
Ihren Eiertanz aufs Parkett zu legen. Vor ganz langer
Zeit nannte die Bundeskanzlerin die Spekulationsbesteu-
erung eine charmante Idee. Dann – ich habe es schon ge-
sagt – hofften Sie, dass die Menschen nicht erkennen,
dass diese Alibi-Bankenabgabe keine Lösung ist. Noch
am Wochenende hat die Bundeskanzlerin auf, wie ich
finde, schon fast herablassende Art den Gewerkschaften
gesagt: Sorgt ihr doch einmal auf internationaler Ebene
dafür, dass es durchgesetzt wird. Dann machen wir es
mit. – Was ist das für eine Führung? 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Dann wurden Sie von der eigenen Fraktion zur Unter-
stützung dieser Finanztransaktionsteuer gedrängt. Jetzt,
in der Angst vor dem Koalitionspartner, trauen Sie sich
wieder nicht, es hier gemeinsam zu Papier zu bringen.
Was soll das eigentlich? Sie haben das Vertrauen ver-
spielt. Das ist peinlich für die Regierung. 

(Beifall bei der SPD)

Auf diese Weise kann kein Vertrauen in Führung und
Geradlinigkeit entstehen. Wer das Hin und Her in dieser
Woche beobachten konnte, dem ist klar geworden: Der
Ursprung des momentanen Bekenntnisses der Bundes-
kanzlerin zur Finanztransaktionsteuer beruht nicht auf
einer tiefen inhaltlichen Überzeugung, sondern nur auf
den äußeren Umständen. Sie laviert so, wie es gerade er-
forderlich ist. Deshalb können wir Ihrem Wort, Frau
Bundeskanzlerin, allein nicht mehr vertrauen. Deshalb
erwarten wir, dass gemeinsam schriftlich fixiert wird,
dass Sie sich zur Finanztransaktionsteuer bekennen. Ich
frage Sie: Welchen Grund sollte es dafür geben, dies hier

nicht gemeinsam schriftlich zu fixieren? Haben Sie
eventuell vor, sich in zwei oder drei Tagen von diesem
Bekenntnis wieder zu verabschieden? Wir haben ja be-
reits genügend Kehrtwenden erlebt.

(Beifall bei der SPD)

Zur Verlässlichkeit gehört auch, nicht verbale Nebel-
kerzen zu werfen, indem Sie – ich zitiere die Süddeut-
sche Zeitung – irgendeine „Finanzdingsbumssteuer“ in
die Diskussion bringen. Es gehört eine eindeutige inhalt-
liche Klarheit in der Analyse dazu. Die von Ihnen immer
wieder ins Spiel gebrachte Finanzaktivitätsteuer setzt
nicht daran an, dass Billionen Euro am Tag durch Speku-
lationen umgesetzt werden, sondern sie setzt an der
Lohnsumme an. Es ist also eine Lohnsummensteuer.

(Otto Fricke [FDP]: Sie wollen es doch selbst! – 
Weiterer Zuruf von der FDP)

Soll diese Finanzaktivitätsteuer, die an der Lohnsumme
ansetzt, wirklich das richtige Instrument für unser deut-
sches Bankensystem sein, in dem viele Mitarbeiter be-
schäftigt sind? Darüber sollten Sie noch einmal ernsthaft
nachdenken. 

Sie verweisen auf unseren Antrag. Darin ist ausdrück-
lich die Prüfung dieser Möglichkeit enthalten, weil wir
wissen, dass die Finanztransaktionsteuer bei den Speku-
lationen ansetzt. Alles andere müsste sehr genau an die
deutschen Verhältnisse angepasst werden. Dazu sind Sie
offensichtlich nicht in der Lage. Sie werfen nur mit Vo-
kabeln um sich.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Weil Ihnen dieser inhaltliche Kompass fehlt und weil
Ihnen im Übrigen offensichtlich auch der ehrliche Wille
fehlt, die Opposition davon zu überzeugen, bei Ihrem
Vorgehen mitzumachen, ist Folgendes passiert: Am
Mittwoch letzter Woche hat Sie unser Fraktionsvorsit-
zender, Frank-Walter Steinmeier, gefragt: Wollen Sie
denn, dass die Opposition mitmacht? – Da es in diesem
Moment zufälligerweise ruhig war, konnte man aus der
FDP ein trotziges Nein hören. 

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das war Fricke!)

Es wäre für die Regierung ein Leichtes gewesen, deut-
lich zu machen, dass dies eine Einzelmeinung ist. Aber
noch nicht einmal dazu hat Ihre Führungskraft gereicht. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE
GRÜNEN)

Lassen Sie mich zusammenfassen: Die SPD war und
ist offen dafür, sich an Maßnahmen zu beteiligen, damit
die Menschen wieder mehr Zuversicht in das große und
wichtige Projekt Europa aufbringen können. Aber dafür
müssen Sie ein klares Signal geben, dass Sie den Men-
schen wirklich Vorrang vor den Märkten geben wollen,
dass sie nicht für die entstandenen Kosten aufkommen
müssen und dass die Wirtschaft in Zukunft durch einen
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Rahmen zu einem vernünftigeren Wirtschaften gezwun-
gen werden kann. Das können wir nicht erkennen. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Kein Vertrauen, kein Gesamtkonzept, keine Linie,
keine Führungskraft – dazu können Sie unsere Zustim-
mung nicht ernsthaft einfordern. 

Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD)

Präsident Dr. Norbert Lammert: 

Das Wort erhält nun der Kollege Otto Fricke für die
FDP-Fraktion. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten
der CDU/CSU – Zurufe von der SPD: Oh! –
Thomas Oppermann [SPD]: Das ist aber mu-
tig!)

Otto Fricke (FDP): 
Geschätzter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Da-

men und Herren! Meine lieben Kolleginnen und Kolle-
gen von der Opposition! Versuchen wir es doch heute
einmal mit Zuhören. Vielleicht klappt das ja. 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD und des 
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Man muss den Bürgern sagen, dass dieser Weg, den
wir heute beschreiten werden, schwer ist und dass die
Zustimmung zu diesem Schritt keinem leichtfallen wird. 

(Jürgen Trittin [BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN]: Das stimmt! Wir müssen uns eine Rede
von Ihnen anhören!)

Aber wir wissen genau, dass alle anderen Alternativen
– insofern muss man aufhören, zu sagen, dass dieser
Schritt alternativlos sei – wie Verschieben und Abwar-
ten, was mit den Ländern passiert, um ein Vielfaches
schwerer durchzuführen wären. Wir sind uns sicher, dass
alles andere um ein Vielfaches schlimmer wäre: für un-
sere Währung, für den Kleinsparer, für die Wirtschaft,
für mittelständische Familienunternehmen, für Arbeits-
plätze, für unsere Sozialsysteme und damit letztlich für
unser Land. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

In den Briefen, die wir bekommen, und in den Ge-
sprächen, die wir mit den Bürgern führen, ist eine Sorge
groß: Haben denn die Märkte jetzt mehr Macht als die
Politik? 

(Dr. Ilja Seifert [DIE LINKE]: Ja, klar!)

Bei dem, was wir in den vergangenen Wochen und Mo-
naten erlebt haben, könnte man dieses Gefühl haben. 

(Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Es ist so!)

Wenn man der Meinung ist, dass das so ist, geschätzte
Opposition, dann muss man doch alles tun, um der Poli-
tik in einer Demokratie und damit dem Bürger die Macht
zurückzugeben. 

(Joachim Poß [SPD]: Wem sagen Sie das! –
Dr. Axel Troost [DIE LINKE]: Das sagen wir
schon seit Monaten!)

Dazu dient dieses Gesetz.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Die zweite Frage, die oft von Bürgern gestellt wird,
will ich ebenfalls gerne beantworten: Wie konnte es
denn sein, dass Märkte so viel Macht hatten und haben?
Sie bemühen dann immer Verschwörungstheorien. 

(Dr. Barbara Hendricks [SPD]: Das Wort hat 
keiner benutzt!)

Ich sage Ihnen nur eines: Verschwörungstheorien kön-
nen Sie nicht als Basis für politisches Handeln nehmen,
sondern Sie müssen Folgendes sehen: Ein Staat, eine
Europäische Union, eine Euro-Zone, die sich mit unge-
heuren Summen bei den Märkten verschuldet, begibt
sich in die Hände dieser Märkte. Es gilt, zu unterbinden,
dass wir uns selber durch Verschuldung in die Hände
derjenigen begeben, von denen wir uns das Geld auslei-
hen müssen. Die Verschuldung ist die Ursache für das
Übel. Dieses Übel gilt es abzustellen. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Ich will auch deutlich sagen: Es sind die Verschul-
dung und vor allen Dingen auch die Aufweichung des
Stabilitätspaktes, die diese Schwäche noch verstärkt
und erst erkennbar gemacht haben. Es ist dieses Aufwei-
chen der Grundeinstellung, dass Sparen etwas Richtiges
und Gutes ist. Schließlich sagen viele: Was soll’s! In
schlechten Zeiten gebe ich ein bisschen mehr Geld aus
und hoffe darauf, dass in guten Zeiten gespart werden
kann. – Das funktioniert nicht. Wer sparen will, der muss
das konsequent tun, und zwar ohne jegliche Möglichkeit,
dem auszuweichen. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP – Lachen
bei Abgeordneten der SPD und des BÜND-
NISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wir müssen deswegen zwei Dinge tun. Erstens. Wir
müssen die Verschuldung abbauen. Das wird schwierig
werden und nicht einfach sein. Aber wir müssen das
Sparen, das wir begonnen haben, weiter fortsetzen. 

(Joachim Poß [SPD]: Begonnen?)

Ich darf ausdrücklich sagen, Herr Finanzminister: Ich
begrüße das Schreiben Ihres Staatssekretärs, in einem
ersten Schritt bei allen Ressorts an die flexiblen Ausga-
ben heranzugehen. Weitere Schritte werden dem folgen
müssen, um all das zu erreichen, was wir gemäß Verfas-
sung erreichen müssen.

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU –
Dr. Barbara Hendricks [SPD]: Sie wollten
doch Steuern senken!)

Zweitens müssen wir dem Finanzmarkt klare Grenzen
aufzeigen. 


